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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Die Auszahlung des Rückkaufwerts

(Deckungsrückstellung) einer als
Direktversicherung abgeschlossenen
Versicherung ist keine beitragspflichtige
Leistung der betrieblichen
Altersversorgung, wenn der Versicherer
die vom Arbeitgeber als
Versicherungsnehmer erklärte Kündigung
der Direktversicherung während des
bestehenden Arbeitsverhältnisses erhält.

(Die Revision wurde vom Senat
zugelassen)

Normenkette SGB 5 § 226
SGB 5 § 229
BetrAVG § 2
BetrAVG § 3

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 KR 4257/18
Datum 25.04.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 KR 1611/19
Datum 12.05.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 25.04.2019 sowie der Bescheid der Beklagten vom 24.10.2018 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 13.12.2018 aufgehoben.
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Die Beklagten tragen die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin im Klage- und
im Berufungsverfahren.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Mit ihrer Klage wendet sich die KlÃ¤gerin gegen einen Beitragsbescheid der
Beklagten, mit dem diese von der KlÃ¤gerin aus einer vorzeitig ausgezahlten
Kapitalleistung einer Lebensversicherung BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Kranken- und
zur sozialen Pflegeversicherung fordert.

Die am 28.08.1973 geborene KlÃ¤gerin ist seit 2010 aufgrund einer BeschÃ¤ftigung
versicherungspflichtiges Mitglied der Beklagten. Am 21.11.1997 schloss die V.-Bank
N.-E. eG (Arbeitgeberin der KlÃ¤gerin) mit der R. Lebensversicherung AG eine
Lebensversicherung ab. Als Vertragslaufzeit wurde der Zeitraum vom 01.11.1997
bis 01.11.2038 vereinbart. Die garantierte Erlebensfallsumme
(Versicherungssumme) zum 01.11.2038 betrug 81.836,00 EUR.
Versicherungsnehmerin war wÃ¤hrend der gesamten Vertragslaufzeit die V.-Bank
N.-E. eG. Bezugsberechtigt im Erlebens- und Todesfall war die KlÃ¤gerin als
versicherte Person. FÃ¼r den Todesfall waren widerruflich unterbezugsberechtigt:
N. M., geb. 21.05.2001, und P. M., geb. 15.08.2003. Der Vertrag wurde von der
Versicherungsnehmerin (Arbeitgeberin) und der KlÃ¤gerin vorzeitig gekÃ¼ndigt.
Die KÃ¼ndigung stand in keinem Zusammenhang mit einer vorzeitigen Beendigung
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses. GemÃ¤Ã� den Allgemeinen Versicherungsbedingungen
der R. Lebensversicherung AG wurde die KÃ¼ndigung zum 01.11.2018 wirksam.
Aufgrund der zum KÃ¼ndigungszeitpunkt eingetretenen Unverfallbarkeit und des
unwiderruflichen Bezugsrechts zu Gunsten der KlÃ¤gerin erfolgte die Auszahlung
der RÃ¼ckvergÃ¼tung an die KlÃ¤gerin. Es lag kein Versicherungsfall vor. Die
KlÃ¤gerin erhielt aufgrund der vorzeitigen AuflÃ¶sung der Versicherung am
22.10.2018 von der R. Versicherung eine Kapitalzahlung iHv 28.083,10 EUR.

Mit Bescheid vom 24.10.2018 setzte die Krankenkasse (Beklagte zu 1) auch im
Namen der Pflegekasse (Beklagten zu 2) monatliche BeitrÃ¤ge zur
Krankenversicherung iHv 34,17 EUR und zur Pflegeversicherung iHv 5,97 EUR sowie
einen Zusatzbeitrag von 2,57 EUR, zusammen also 42,71 EUR fest. Der Beginn der
Beitragspflicht wurde auf den 01.11.2018 und das Ende auf den 31.10.2028
bestimmt. Als beitragspflichtiger Versorgungsbezug sei 1/120 der ausgezahlten
Kapitalleistung, also ein Betrag von 234,03 EUR, zugrunde zu legen.

Gegen diesen Bescheid legte die KlÃ¤gerin am 16.11.2018 Widerspruch ein, zu
dessen BegrÃ¼ndung sie vortrug, die BeitrÃ¤ge seien nur zum Teil von ihrer
Arbeitgeberin finanziert worden. In den Jahren ihrer Elternzeit von 2001 bis 2010
habe sie die BeitrÃ¤ge selbst aus ihren privaten Ersparnissen entrichtet. Die R.
Lebensversicherung AG bestÃ¤tigte auf Anfrage der Beklagten zu 1 unter dem
19.11.2018, dass kein Wechsel in der Versicherungsnehmereigenschaft
stattgefunden hat. Die Beklagte zu 1 wies den Widerspruch der KlÃ¤gerin â�� auch
im Namen der Beklagten zu 2 â�� mit Widerspruchsbescheid vom 13.12.2018 als
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unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Am 20.12.2018 hat die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht Heilbronn (SG) erhoben.
ErgÃ¤nzend zu ihrem Vorbringen im Widerspruchsverfahren hat sie geltend
gemacht, der Versicherungsvertrag sei bereits vor dem 01.01.2004 abgeschlossen
worden. Zudem sei sie durch die Beitragspflicht in ihren Grundrechten aus Art 3 und
6 Grundgesetz (GG) verletzt und gegenÃ¼ber alleinlebenden Personen ohne Kinder
benachteiligt.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Es komme nicht darauf an, ob die
BeitrÃ¤ge privat finanziert worden seien. Die Beitragspflicht entfalle auch nicht
deswegen, weil der Versicherungsvertrag vor dem 01.01.2004 abgeschlossen
worden sei. MaÃ�geblich sei der Zeitpunkt, zu dem die Versicherungsleistung
geschuldet sei.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 25.04.2019 abgewiesen. Zu Recht
hÃ¤tten die Beklagten die Beitragspflicht der KlÃ¤gerin zur Kranken- und
Pflegeversicherung aus dem Auszahlungsbetrag der im Oktober 2018 von der R.
Versicherung ausgezahlten Kapitalabfindung ab 01.11.2018 festgestellt Bei
versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten, deren Arbeitsentgelt nicht die
Beitragsbemessungsgrenze erreicht, wÃ¼rden fÃ¼r die Beitragsberechnung
nacheinander der Zahlbetrag der VersorgungsbezÃ¼ge und das Arbeitseinkommen
des Mitglieds bis zur Beitragsbemessungsgrenze berÃ¼cksichtigt. Bei
Pflichtmitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung seien nach Â§ 57 Abs 1
Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) fÃ¼r die Beitragsbemessung zur
Pflegeversicherung die entsprechenden Vorschriften der Krankenversicherung
anzuwenden. Bei versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten wÃ¼rde der
Beitragsbemessung ua nach Â§ 226 Abs 1 Satz 1 Nr 3 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB V) der Zahlbetrag der der Rente vergleichbaren Einnahmen
(VersorgungsbezÃ¼ge) zugrunde gelegt. Die von der R. Versicherung der KlÃ¤gerin
im Oktober 2018 ausbezahlte Kapitalleistung aus der durch den Arbeitgeber der
KlÃ¤gerin als Direktversicherung abgeschlossenen Versicherung stelle
beitragsrechtlich einen Versorgungsbezug dar. Entgegen der Auffassung der
KlÃ¤gerin ergebe sich keine Beitragsfreiheit der Kapitalleistungen aus der Tatsache,
dass die KlÃ¤gerin die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Versicherung wÃ¤hrend ihrer Elternzeit
privat finanziert habe, ohne dass ein Wechsel in der
Versicherungsnehmereigenschaft stattgefunden habe. Soweit sich die KlÃ¤gerin
schlieÃ�lich auf eine Verletzung ihrer Grundrechte aus Art 3 und 6 GG berufe und
vortrage, sie sei gegenÃ¼ber kinderlosen bzw alleinstehenden Menschen
benachteiligt, kÃ¶nne das Gericht bereits keine Ungleichbehandlung erkennen, da
die Beitragspflicht derartiger Kapitalleistungen gleichermaÃ�en fÃ¼r Menschen mit
oder ohne Kinder gelte. Der Gerichtsbescheid ist dem ProzessbevollmÃ¤chtigten der
KlÃ¤gerin am 02.05.2019 mittels Empfangsbekenntnis zugestellt worden.

Am 13.05.2019 hat die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt. Sie trÃ¤gt ua vor, das SG
habe zu Unrecht die Rechtsmeinung vertreten, dass es keine Rolle spielen soll, ob
der Auszahlungsbetrag der R. auf ihren eigenen Leistungen beruht. Sie habe
unbestritten vorgetragen, dass sie die BeitrÃ¤ge zu der Versicherung bei der R.
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wÃ¤hrend ihrer Elternzeit in den Jahren 2001 bis 2010 privat bezahlt hat. Sie werde
hier doppelt benachteiligt. Zum einen habe sie in der Elternzeit Ã¼ber fast 10 Jahre
die BeitrÃ¤ge aus eigenen Mitteln fÃ¼r die Versicherung der R. bedienen mÃ¼ssen,
und bei der Auszahlung werde der Auszahlungsbetrag dann von der Beklagten auch
noch verbeitragt. Hierdurch habe sie einen doppelten Nachteil. Ein kinderloser
Mitmensch gehe nicht in Elternzeit und er brauche in der Elternzeit die BeitrÃ¤ge
zur R. Versicherung nicht als Eigenleistung zu tragen, so dass sie aufgrund ihrer
Erziehungsleistung gegenÃ¼ber einem kinderlosen Menschen hier ungleich
behandelt werde und wesentliche Nachteile in Kauf nehmen mÃ¼sse.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 25.04.2019 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 24.10.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 13.12.2018 aufzuheben.

Die Beklagten beantragen,

die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 25.04.2019 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagten halten die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat die schriftliche Auskunft der R. Lebensversicherung AG vom
21.10.2019 eingeholt (Bl 57 der LSG-Akte) und anschlieÃ�end mit Schreiben vom
27.12.2019 (Bl 61 der LSG-Akte) den Beklagten einen rechtlichen Hinweis erteilt.

AnschlieÃ�end haben sich die Beteiligten mit einer Entscheidung des Senats ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (Schriftsatz der Beklagten vom
24.01.2020, Bl 65 der LSG-Akte, und Schriftsatz der KlÃ¤gerin vom 21.02.2020, Bl
68 der LSG-Akte).

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Prozessakten erster und zweiter Instanz sowie die
Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin hat Erfolg.

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat mit dem
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153 Abs 1, 124 Abs 2 SGG ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet, ist zulÃ¤ssig. Streitgegenstand des
Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 24.10.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 13.12.2018. ZulÃ¤ssige Klageart ist die (isolierte)
Anfechtungsklage. Mit der Aufhebung des angefochtenen Bescheides hat die
KlÃ¤gerin ihr Klageziel erreicht, weil damit die in diesem Bescheid angeordnete
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Verpflichtung zur Zahlung von BeitrÃ¤gen zur Kranken- und Pflegeversicherung
wegfÃ¤llt.

Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet. Der angefochtene Bescheid der Beklagten ist
rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Das SG hat die Klage zu
Unrecht abgewiesen. Die am 22.10.2018 von der R. Versicherung an die KlÃ¤gerin
geleistete Kapitalzahlung iHv 28.083,10 EUR ist kein beitragspflichtiger
Versorgungsbezug und daher nicht bei der Beitragsfestsetzung in der gesetzlichen
Krankenversicherung und der sozialen Pflegeversicherung zu berÃ¼cksichtigen.

Zutreffend hat das SG entschieden, dass sich der Umfang der Beitragspflicht zur
Kranken- und Pflegeversicherung nach dem Versichertenstatus in dem Zeitpunkt
beurteilt, fÃ¼r den BeitrÃ¤ge erhoben werden. Die KlÃ¤gerin ist nach Â§ 5 Abs 1 Nr
1 SGB V als BeschÃ¤ftigte versicherungspflichtig. Nach Â§ 226 Abs 1 Satz 1 Nr 3
SGB V wird bei versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten der Beitragsbemessung ua
der Zahlbetrag der der Rente vergleichbaren Einnahmen (VersorgungsbezÃ¼ge)
zugrunde gelegt. Nach Â§ 226 Abs 2 SGB V sind die danach zu bemessenden
BeitrÃ¤ge nur zu entrichten, wenn die monatlichen beitragspflichtigen Einnahmen
nach Â§ 226 Abs 1 Satz 1 Nr 3 und 4 SGB V insgesamt ein Zwanzigstel der
monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e nach Â§ 18 SGB IV Ã¼bersteigen. Als der Rente
vergleichbare Einnahmen (VersorgungsbezÃ¼ge) gelten, soweit sie wegen einer
EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit oder zur Alters- oder
Hinterbliebenenversorgung erzielt werden, gemÃ¤Ã� Â§ 229 Abs 1 Satz 1 Nr 5 SGB
V auch Renten der betrieblichen Altersversorgung einschlieÃ�lich der
Zusatzversorgung im Ã¶ffentlichen Dienst und der hÃ¼ttenknappschaftlichen
Zusatzversorgung. Tritt an die Stelle der VersorgungsbezÃ¼ge eine nicht
regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrende Leistung oder ist eine solche Leistung vor Eintritt des
Versicherungsfalls vereinbart oder zugesagt worden, gilt gemÃ¤Ã� Â§ 229 Abs 1
Satz 3 SGB V ein Einhundertzwanzigstel der Leistung als monatlicher Zahlbetrag der
VersorgungsbezÃ¼ge, lÃ¤ngstens jedoch fÃ¼r einhundertzwanzig Monate.

Die der KlÃ¤gerin ausgezahlte Kapitalleistung ist allerdings keine betriebliche
Altersversorgung iS des Â§ 229 Abs 1 Nr 5 SGB V. Wesentliche Merkmale einer
Rente der betrieblichen Altersversorgung (als einer mit der Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung vergleichbaren Einnahme) iS des Beitragsrechts
der gesetzlichen Krankenversicherung sind, wenn ihr Bezug nicht schon
institutionell (Versicherungseinrichtung, Versicherungstyp) vom Betriebsrentenrecht
erfasst wird, ein Zusammenhang zwischen dem Erwerb dieser Rente und der
frÃ¼heren BeschÃ¤ftigung sowie ihre Entgeltersatzfunktion (stRspr; vgl BSG
13.09.2006, B 12 KR 5/06 R, SozR 4-2500 Â§ 229 Nr 4 mwN; BSG 25.05.2011,
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